Anlage 2 zur GRDrs 773/ 2011
Stellenschaffungen zum Stellenplan 2013 
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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von 3,50 Stellen in EG 14 für die Überwachung der Baumaßnahmen des Trassenprojekts S 21 zum HH 2012 / 2013. Die Stellen sind zeitlich befristet, auf die Schwerpunktaktivitäten S 21 (voraussichtlich 2013 bis Ende 2017) erforderlich (vgl. GRDrs 625/2011).
2
Schaffungskriterien

Aufgrund besonderer Sensibilität der Stuttgarter Mineral- und Heilquellen ist die Schaffung o. g. 3,50 Stellen notwendig, da sich der wasserwirtschaftliche Überwachungsumfang zu S 21 hinsichtlich räumlicher und fachlicher Anforderungen erweitert hat. 
3
Bedarf

3.1
Anlass/Fallzahlen
Anlass ist der bevorstehende Beginn der Baumaßnahmen zur Realisierung des Trassenprojekts S 21 in 2012 sowie der aktuelle Stand der Verhandlungen mit dem Eisenbahnbundesamt (EBA) über die Wahrnehmung der wasserwirtschaftlichen Bauüberwachung, welche das Eisenbahnbundesamt mangels eigener Fachkompetenz nicht selbst durchführen kann. Die Eigenüberwachung durch den Sachverständigen der Deutschen Bahn ist keine Alternative. 
Mit Schreiben vom 28.02.2011 hat das Eisenbahnbundesamt die Landeshauptstadt Stuttgart um Amtshilfe bei der wasserwirtschaftlichen Überwachung im Planfeststellungsabschnitt (PFA) 1.1 ersucht. Auch  in den übrigen Bereichen des Trassenprojekts Stuttgart 21 beabsichtigt das Eisenbahnbundesamt,  die Landeshauptstadt Stuttgart zu ersuchen, die wasserwirtschaftliche Überwachung sämtlicher Baumaßnahmen - ähnlich wie für den PFA 1.1 - voll umfänglich wahrzunehmen. Insgesamt sind 5,00 Stellen zur Aufgabenerledigung erforderlich, wobei eine Planstelle (EG 10) zum Stellenplan 2009 geschaffen wurde. Diese ist aber bis heute – weil mit den Tunnelbaumaßnahmen noch nicht begonnen wurde – unbesetzt. Ferner wird eine vorhandene Stelle    - Stellenumfang 50 % - für diese Aufgabe eingesetzt; so dass tatsächlich noch 3,50 Stellen zu schaffen sind.
Der Stellenbedarf  ergibt sich aus folgender Berechnung:

(Grundlage: Rundschreiben Referat AK Nr. 3 / 2010 „Kosten eines Arbeitsplatzes“)
Im Bereich des Trassenprojekts gibt es auf Stuttgarter Gemarkung 15 so genannte   "Überwachungseinheiten" (ÜE). Eine Überwachungseinheit lässt sich aus den absehbaren Bauabwicklungen in den entsprechenden Planfeststellungsabschnitten ableiten. Pro ÜE wird ein wöchentlicher Aufwand für 
1. Bauroutine





4  h
2. Bauüberwachung Vor-Ort



2  h
3. Datenkontrolle




2  h
4. Unvorhersehbare Entwicklungen 

3,2 h (40% Aufschlag aus Nr. 1-3)
zu Grunde gelegt. 
Eine ÜE entspricht 11,20 Wochenstunden. Grundlage für diesen errechneten Zeitwert sind die in den vergangenen Jahren im Rahmen der Bauüberwachung für alle Bauvorhaben gesammelten Erfahrungen. Der Gesamtaufwand für alle 15 Überwachungseinheiten summiert sich dadurch auf 168 h pro Woche (= 4,30 Stellen). 

Hinzu kommt ein Mehraufwand von 15% (= 0,70 Stellen), der sich aus stadtinternen Informationsverpflichtungen (z.B. Berichte gegenüber dem Gemeinderat und stadtinterne Kommunikation) ergibt. Der gesamte Stellenbedarf beträgt somit 5,00 Stellen. 

Bei planmäßigem Projektverlauf reduziert sich der Überwachungsaufwand während der 1-jährigen Vorlaufzeit (2012) bzw. Nachlaufzeit (voraussichtlich im Jahr 2018) auf 30% = 1,3 Stellen. Insofern besteht hier für die Vor- und Nachlaufphase - unter Anrechung des internen Zusatzaufwands von 15% - lediglich ein Bedarf an 1,50 Stellen, der mit den vorhandenen Stellenanteilen abgedeckt werden kann. 
Die Stellenbesetzungen erfolgen in Abhängigkeit zu den Bauaktivitäten der Bauherren.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgaben sind neu. 
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Lücken in der behördlichen wasserwirtschaftlichen Bauüberwachung haben Defizite bei der Früherkennung von Risiken zur Folge. Dies begünstigt den Eintritt ansonsten vermeidbarer Schäden (z. B. Mineralwasseraufbrüche in die Baugruben, die zu untolerierbaren Schüttungseinbußen an den Heil- und Mineralquellen oder zu Veränderungen in der charakteristischen Mineralwasserzusammensetzung führen können). Das Eisenbahnbundesamt wird sich auf die Vollzugskontrolle beschränken und die Überwachung der Baumaßnahmen an die Einhaltung der Nebenbestimmungen der Planfeststellungsbeschlüsse dem von der DB AG beauftragten Sachverständigen überlassen, dessen Auswahl durch die Landeshauptstadt nicht beeinflusst werden kann. Eine intensive, fachlich kompetente und unabhängige Überwachung liegt im überragenden städtischen Interesse als Betreiberin der Mineralbäder, aber auch im öffentlichen Interesse. Sofern die beantragten Stellen nicht befürwortet werden, muss eine Wahrnehmung von Überwachungsaufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich des Eisenbahnbundesamt abgelehnt werden. Mit den dann vorhandenen Lücken in der Bauüberwachung steigen die wasserwirtschaftlichen Risiken. Zudem muss mangels Personal und aktuellen Baustellenkenntnissen auf eine stadtinterne Information und Berichterstattung zu wasserwirtschaftlichen Fragestellungen, die den Zuständigkeitsbereich des Eisenbahnbundesamts betreffen, verzichtet werden.
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Stellenvermerke
KW 01 / 2018
Die Stellenbesetzungen erfolgen in Abhängigkeit zu den Bauaktivitäten des Bauherrn  und unter Vorbehalt der Kostenerstattung des Eisenbahnbundesamtes.
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